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II.1.4.

II.1.3.

II.1.2.

II.1.1.

II.1.

I.5.

I.4.

I.3.

I.1.

See the notice on TED website 257163-2021 - Competition
Germany-Berlin: Supporting services for the government
OJ S 98/2021 21/05/2021
Contract notice
Services

Legal Basis:
Directive 2014/24/EU

Section I: Contracting authority

Name and addresses
Official name: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Servicestelle Vergabe
Postal address: Invalidenstr.44
Town: Berlin
NUTS code: DE300 Berlin
Postal code: 10115
Country: Germany
E-mail: servicestelle-vergabe@bmvi.bund.de

:Internet address(es)
Main address: http://www.bmvi.de

Communication
The procurement documents are available for unrestricted and full direct access, free of 
charge, at: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=393349
Additional information can be obtained from the abovementioned address
Tenders or requests to participate must be submitted electronically via: https://www.evergabe-
online.de/tenderdetails.html?id=393349

Type of the contracting authority
Ministry or any other national or federal authority, including their regional or local subdivisions

Main activity
Other activity: Verkehr und digitale Infrastruktur

Section II: Object

Scope of the procurement

Title
2109/G22 Projektträgertätigkeiten und Unterstützung des BMVI bei der Umsetzung der 
Förderrichtlinie für Maßnahmen zur Entwicklung regenerativer Kraftstoffe
Reference number: 2109/G22

Main CPV code
75130000 Supporting services for the government

Type of contract
Services

Short description

https://ted.europa.eu/en/notice/-/detail/257163-2021
mailto:servicestelle-vergabe@bmvi.bund.de?subject=TED
http://www.bmvi.de
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=393349
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=393349
https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html?id=393349
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II.2.5.

II.2.4.

II.2.3.

II.2.

II.1.6.

II.1.5.

Um einen effizienten Einsatz der Fördermittel durch sorgfältige fachliche und administrative 
Planung, Durchführung und Kontrolle zu gewährleisten, ist die entsprechende Begleitung und 
Administration des Forschungsprogramms erforderlich. Diese bezieht sich insbesondere auf 
Einhaltung und Erfüllung EU-beihilferechtlicher und zuwendungs- bzw. 
verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorgaben gemäß den §§ 7, 23 und 44 
Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie §§ 48, 49 und 49 a Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG).
Der Projektträger als Auftragnehmer (AN) unterstützt das BMVI als Auftraggeber (AG) in allen 
Phasen der Projektförderung durch Übernahme von entsprechenden Aufgaben der 
administrativen Fördermittelbearbeitung.

Estimated total value

Information about lots
This contract is divided into lots: no

Description

Place of performance
NUTS code: DE300 Berlin

Description of the procurement
Der Arbeitsaufwand wird durch die Höhe der jährlich zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
und der Komplexität der zu bearbeitenden Förderanträge beeinflusst. Vom AG ist ein 
Fördervolumen von voraussichtlich jährlich mindestens 100 Mio. EUR (Kassenmittel) im 
Vertragszeitraum zu verwalten. Die Mittel stehen im Energie- und Klimafonds im Titel 686 25 
„Entwicklung regenerativer Kraftstoffe“ zur Verfügung. Für das Fördervolumen ist mit einem 
geschätzten jährlichen Aufwand von rd. 20 Neubewilligungen für F & E Verbundvorhaben mit 
jeweils bis zu 10 Projektpartnern zu kalkulieren. Zuwendungsempfänger können Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft, kommunale Unternehmen, Hochschulen und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen sein. In begründeten Fällen können auch Vorhaben von 
gemeinnützigen Organisationen, Gebietskörperschaften sowie Anstalten des öffentlichen 
Rechts und eingetragene Vereine gefördert werden. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
werden zur Antragstellung ermutigt. Der PT muss in der Lage sein, Arbeitsspitzen aufgrund 
einer Veränderung des Fördervolumens oder Erhöhung der Anzahl der Anträge durch einen 
flexiblen Personaleinsatz auch kurzfristig abzufangen.
Die Unterstützung besteht im Einzelnen aus folgenden Arbeitspaketen:
— AP1: Organisatorische Begleitung sowie Administration von Entwicklungsprojekten nach 
der maßgeblichen Förderrichtlinie,
— AP2: Monitoring der Entwicklungsprojekte,
— AP3: Evaluation,
— AP4: Unterstützung bei der Verbreitung der Projektergebnisse,
— Bedarfs AP5: Auftragsvergabe,
— Bedarfs AP6: Unterstützung zur Weiterentwicklung.
Im Rahmen der Projektträgerschaft ist eine Beleihung gemäß § 44 Abs. 3 BHO sowie eine 
Beauftragung mit der treuhänderischen Verwaltung der zur Verfügung gestellten Mittel gemäß 
§ 44 Abs. 2 BHO durch das BMVI vorgesehen.
(nähe Angaben sind der Leistungebeschreibung zu entnehmen).

Award criteria
Price is not the only award criterion and all criteria are stated only in the procurement 
documents
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II.2.14.

II.2.13.

II.2.11.

II.2.10.

II.2.7.

II.2.6. Estimated value

Duration of the contract, framework agreement or dynamic purchasing system
Start: 15/08/2021 End: 30/06/2024
This contract is subject to renewal: yes
Description of renewals: 
Der AG behält sich vor, die Vertragslaufzeit durch einseitige Erklärung zweimal um ein 
weiteres Jahr zu verlängern.
Der AG behält sich vor, innerhalb von 3 Jahren nach Vertragsschluss 
Wiederholungsleistungen gemäß § 14 Abs. 4 Nr. 9 Vergabeverordnung mit gleichen 
Vertragslaufzeiten zu beauftragen.

Information about variants
Variants will be accepted: no

Information about options
Options: yes
Description of options: 
Optionale Leistungen:
AP 5 der Leistungsbeschreibung: Erteilung von Aufträgen zur Organisation von 
Veranstaltungen oder zur Erstellung wissenschaftlicher Studien und Gutachten
AP 6 der Leistungsbeschriebung: inhaltliche und fachliche Erarbeitung von Förderaufrufen und
/oder ggf. erforderliche Anpassungen der Förderrichtlinie
Auftragsänderungen gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 1 GWB
Ferner kann der AG bei Bedarf, insbesondere im Interesse einer Optimierung/Erweiterung des 
Fördervolumens/der Maßnahmen zur Entwicklung regenerative Kraftstoffe oder des 
Förderverfahrens, Auftragsänderungen auf der Grundlage dieses Vertrages und einer 
konkretisierten Leistungsbeschreibung/Aufgabenstellung gesondert beauftragen. Eine 
Auftragsänderung kann beispielsweise durch eine erhebliche Veränderung der 
durchschnittlichen Projektgrößen, der Anzahl der Projekte, neue Sonderprogramme oder neue 
Fördervorhaben/-verfahren im Bereich der vertragsgegenständlichen Förderrichtlinie/des 
vertragsgegenständlichen Förderprogramms erforderlich werden. So kann sich eine 
erhebliche Änderung der durchschnittlichen Projektgröße auf die Zahl der Förderprojekte 
auswirken, wodurch sich der Aufwand entsprechend verändern kann. Je nach Fördervolumen 
bzw. ggf. neue Vorgaben durch den Bund kann sich auch die Anzahl der Projekte verändern. 
Umfangreiche Sonderprogramme, die neue Bereiche für die Förderung von Maßnahmen zur 
Entwicklung regenerative Kraftstoffe erfassen, wie beispielsweise Sofortmaßnahmen aufgrund 
des Klimaschutzgesetzes können, abhängig von ihrer Größe, den Aufwand gleichfalls 
verändern.
Für den Fall, dass weitere Fördermittel zur Verfügung stehen, kann sich der Umfang dieses 
Auftrages bis zum Doppelten erhöhen.

Information about European Union funds
The procurement is related to a project and/or programme financed by European Union funds: 
no

Additional information
Im Rahmen der Projektträgerschaft ist eine Beleihung gemäß § 44 Abs. 3 BHO sowie eine 
Beauftragung mit der treuhänderischen Verwaltung der zur Verfügung gestellten Mittel gemäß 
§ 44 Abs. 2 BHO durch das BMVI vorgesehen.
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III.1.3.

III.1.2.

III.1.1.

III.1.

Section III: Legal, economic, financial and technical information

Conditions for participation

Suitability to pursue the professional activity, including requirements relating to 
enrolment on professional or trade registers
List and brief description of conditions: 
Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen des Bieters (Unternehmen)
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__124.html
Abgabe einer entsprechenden Eigenerklärung pro Wirtschaftsteilnehmer (auch von 
Unterauftragnehmern oder den einzelnen Mitgliedern einer Bewerber-/Bietergemeinschaft)

Economic and financial standing
List and brief description of selection criteria: 
a) Nachweis einer Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung
— Abgabe einer Eigenerklärung des Bieters (im Falle der Eignungsleihe des hier für 
benannten anderen Unternehmens, F-EK2.1), dass eine entsprechende Versicherung 
vorhanden ist oder im Auftragsfall abgeschlossen wird und diese während der gesamten 
Vertragslaufzeit aufrecht erhalten wird,
— sofern zur Erfüllung der Eignungsanforderungen auf ein anderes Unternehmens 
zurückgegriffen wird (Eignungsleihe gem. § 47 VgV), sind auch die geforderten Nachweise 
des anderen Unternehmens mit dem Angebot vorzulegen. In diesem Fall hat das andere 
Unternehmen darüber hinaus auch eine entsprechendeVerpflichtungserklärung (F-VE) 
vorzulegen.
b) Vorlage einer aktuellen schriftlichen Auskunft eines Kreditinstituts (Bankerklärung) zum 
Zahlungsverhalten des Leistungserbringers (nicht älter als 3 Monate, wobei für die 
Berechnung der Tag, an dem die Angebotsfrist endet, maßgeblich ist). Die Auskunft muss 
erkennen lassen, wie lange die Geschäftsverbindungen zwischen dem jeweiligen Kreditinstitut 
und den Leistungserbringer bestehen. Zudem muss die Auskunft darlegen, ob die 
Kundenbeziehungen zum Leistungserbringer ordnungsgemäß verlaufen.
c) Abgabe einer entsprechenden Eigenerklärung des Bieters (im Falle der Eignungsleihe des 
hierfür benannten anderen Unternehmens), über den Gesamtjahresumsatz sowie den Umsatz 
im Bereich der Projektträgerschaften für die vergangengen 3 Jahre (Formblatt F EK 2.3) 
sofern diese Angaben verfügbar sind.
Minimum level(s) of standards possibly required: 
Zu a) Die Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung hat mindestens die nachstehenden Schäden 
mit folgenden Mindestversicherungssummen abzudecken:
— Für Personen- und Sachschäden mindestens 3 000 000 EUR pauschal je Schadensfall,
— Für Vermögensschäden mindestens 1 000 000 EUR je Schadensfall.
Zu c) Gefordert wird ein Jahresmindestumsatz im Bereich der Projektträgerschaften in Höhe 
von mindestens 2 Mio. EUR/Jahr in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren.

Technical and professional ability
List and brief description of selection criteria: 
1) Abgabe einer Eigenerklärung (Formblatt C-F-EK3.1), dass gemäß Leistungsbeschreibung
— die allgemeinen Sicherheitsmaßnahmen mit Leistungsbeginn umgesetzt sind,
— die für den „Profi“-Einsatz notwendige technische Anbindung und IT-Ausstattung mit 
Leistungsbeginn sichergestellt werden,
— die IT-Sicherheitsanforderungen entsprechend Nr. 5 ff der Dienstanweisung zur Abwicklung 
von Zahlungenmittels des Verfahrens „Profi“ (Anlage 1b der Leistungsbeschreibung) während 

https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__124.html
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der Leistungserbringung sicherstellt werden und eine entsprechende interne IT-Sicherheits-
Policy (IT-Sicherheitsstandards und -regelungen) nachgewiesen wird. Die IT-Sicherheits-
Policy ist beizufügen,
— Angabe der Anzahl der benötigten PROFI-Arbeitsplätze.
2) Bereich Förderprogramme und 3) Bereiche:
Fortschrittliche Biokraftstoffe und/ oder strombasierte Kraftstoffe: Abgabe einer Eigenerklärung 
über früher ausgeführte Aufträge der in den letzten 3 Jahren erbrachten wesentlichen 
Leistungen, die mit Bezug auf die ausgeschriebenen Leistungen, Aufschluss über die 
technische und berufliche Leistungsfähigkeit des Bieters geben unter Angabe von
— Kurztitel des Referenzprojektes,
— Name des Unternehmens, das die Referenz betrifft,
— Auftraggeber (AG), mit Angabe der Organisationseinheit/ Fachbereich,
— Leistungszeitraum (Jahr),
— Fördervolumen des Referenzprojektes (in Euro),
— Anzahl der Zuwendungsempfänger,
— Beschreibung des Referenzprojektes,
— Vergleichbarkeit des Referenzprojektes/Projektinhaltes mit dem 
Ausschreibungsgegenstand.
4) Gefordert ist die Abgabe einer Eigenerklärung (Formblatt F-BesB1) mit dem Angebot vom 
Bieter bzw. jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft/jedem Unterauftragnehmer aus der sich 
ergibt
— dass derzeit und bis zum Ende der Vertragslaufzeit eine Potentielle lnteressenkollision 
ausgeschlossen ist oder
— dass eine Potentielle Interessenkollision besteht oder bis zum Ende der Vertragslaufzeit 
entstehen könnte und
— ob und auf welche Weise aus Sicht des erklärenden Unternehmens eine Potentielle 
Interessenkollision tatsächlich ausgeschlossen wird/ist. Ggf. ist schlüssig darzulegen, warum 
tatsächlich keine Interessenkollision vorliegt und/oder welche organisatorischen, 
personenbezogenen, qualitätssichernden und IT-gestützten Maßnahmen zur Vermeidung der 
Interessenkollision ergriffen wurden/werden.
5) Verantwortlichkeit im Bereich Finanzen – es sind eine Person und deren Vertretung als 
Verantwortliche zu benennen.
6) Der Bieter/der bevollmächtigte Vertreter einer Bietergemeinschaft muss zusichern, dass er 
entweder die gemäß § 44 Abs. 3 BHO erforderliche Rechtsform einer juristischen Person des 
Privatrechts besitzt oder unverzüglich nach Zuschlagserteilung die gemäß § 44 Abs. 3 BHO 
erforderliche Rechtsform einer juristischen Person des Privatrechts annehmen wird. Diese 
muss für die Dauer der Beleihung aufrecht erhalten werden. Weiterhin muss er zusichern, 
dass die für die sachgerechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten vorhanden sind und für die Dauer der Beleihung vorgehalten werden.
Minimum level(s) of standards possibly required: 
Zu 2) Gefordert werden vergleichbare Referenzen, d. h. Leistungen, die dem 
Auftragsgegenstand nahekommen oder ähneln und in Umfang, Komplexität (Vielschichtigkeit) 
und Schwierigkeitsgrad den ausgeschriebenen Leistungen entsprechen. Es ist mindestens 
eine Referenz nachzuweisen. Dabei gelten folgende inhaltliche Mindestanforderungen an die 
vorzulegende(n) Referenz(en):
I.) Jede einzelne Referenz muss kumulativ
a) Tätigkeiten für Förderprogramme mit einem Fördervolumen von mindestens 100 Millionen 
EUR,
b) Kenntnisse im deutschen Verwaltungs- und Zuwendungsrecht und
c) einen ununterbrochenen Leistungszeitraum von mindestens 2 Jahren nachweisen.
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III.2.2.

III.2.

II.) Die vorgenannte(n) Referenz(en) muss/müssen darüber hinaus insgesamt (in Summe) die 
Begleitung von mindestens 100 Zuwendungsempfänger belegen. Die ergänzende 
Anforderung der Nr. II) kann durch die Vorlage einer oder mehrerer Referenzen nachgewiesen 
werden, sofern jede Referenz ihrerseits auch die Anforderung der Nr. I) erfüllt.
Zu 3) Gefordert werden vergleichbare Referenzen, d. h. Leistungen, die dem 
Auftragsgegenstand nahekommen oder ähneln und in Komplexität (Vielschichtigkeit) und 
Schwierigkeitsgrad den ausgeschriebenen Leistungen entsprechen. Es ist mindestens 1 
Referenz nachzuweisen. Dabei gelten zusätzlich folgende inhaltliche Mindestanforderungen 
an die vorzulegenden Referenzen:
Die Referenz muss mindestens einen der folgenden Teilbereiche abdecken:
a) Erfahrungen in der Begleitung, Forschung oder Entwicklung von Projekten im Bereich 
„Fortschrittliche Biokraftstoffe“ oder
b) Erfahrungen in der Begleitung, Forschung oder Entwicklung von Projekten im Bereich 
„strombasierte Kraftstoffe“.
Zu 4) Soweit im Rahmen einer Einzelfallprüfung ein Interessenkonflikt in der Sphäre des 
Bieters und ggf. späteren AN nicht ausgeschlossen werden kann, wird der Bieter von der 
weiteren Teilnahme am Vergabeverfahren ausgeschlossen. Dies dient der Gewährleistung 
des allgemeinen Wettbewerbsgrundsatzes und des mit dem vergaberechtlichen 
Gleichbehandlungsgebot in engem Zusammenhang stehenden Neutralitätsgebots.
Zu 5) Diese Personen müssen in ihrer Funktion unabhängig und weder gegenüber der 
Gesamtprojektleitung noch den Koordinatoren der Einzelprojekte weisungsgebunden sein.
Zu 6) Die vorgesehene Beleihung des AN erfordert gem. Nr. 19.1 VV zu § 44 Absatz 3 BHO, 
dass er die Rechtsform in einer juristischen Person des Privatrechts (liegt insbesondere nicht 
vor bei: KG, OHG, GbR) besitzt. Dies ist zwingend für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags im Wege einer Beleihung erforderlich.

Conditions related to the contract

Contract performance conditions
1) Gefordert ist die Abgabe einer Eigenerklärung (Formblatt F-BesB1) mit dem Angebot vom 
Bieter bzw. jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft/jedem Unterauftragnehmer aus der sich 
ergibt
— dass derzeit und bis zum Ende der Vertragslaufzeit eine Potentielle lnteressenkollision 
ausgeschlossen ist oder
— dass eine Potentielle Interessenkollision besteht oder bis zum Ende der Vertragslaufzeit 
entstehen könnte und
— ob und auf welche Weise aus Sicht des erklärenden Unternehmens eine Potentielle 
Interessenkollision tatsächlich ausgeschlossen wird/ist.
2) Es ist eine Person sowie ein(e) Stellvertreter(in) zu benennen, die im Auftragsfall die für die 
Leistungserbringung notwendige Einhaltung insbesondere der in Nr. 2 der 
Leistungsbeschreibung sowie der in §§ 10 und 11 des Projektträgervertrages aufgeführten 
Regelungen sicherstellt.
3) Der Bieter / der bevollmächtigte Vertreter einer Bietergemeinschaft muss zusichern, dass er 
entweder die gemäß § 44 Abs. 3 BHO erforderliche Rechtsform einer juristischen Person des 
Privatrechts besitzt oder unverzüglich nach Zuschlagserteilung die gemäß § 44 Abs. 3 BHO 
erforderliche Rechtsform einer juristischen Person des Privatrechts annehmen wird. Diese 
muss für die Dauer der Beleihung aufrecht erhalten werden. Weiterhin muss er zusichern, 
dass die für die sachgerechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten vorhanden sind und für die Dauer der Beleihung vorgehalten werden.
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VI.3.

VI.2.

VI.1.

IV.2.7.

IV.2.6.

IV.2.4.

IV.2.3.

IV.2.2.

IV.2.

IV.1.8.

IV.1.3.

IV.1.1.

IV.1.

III.2.3.

4) Die Personen, die als Projektleiter und dessen Vertreter und als verantwortliche Person im 
Bereich Finanzen und deren Vertreter tätig sind, werden nach dem Verpflichtungsgesetz 
verpflichtet.
Die Einzelheiten sind den elektronisch bereitgestellten Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Information about staff responsible for the performance of the contract
Obligation to indicate the names and professional qualifications of the staff assigned to 
performing the contract

Section IV: Procedure

Description

Type of procedure
Open procedure

Information about a framework agreement or a dynamic purchasing system

Information about the Government Procurement Agreement (GPA)
The procurement is covered by the Government Procurement Agreement: yes

Administrative information

Time limit for receipt of tenders or requests to participate
Date: 23/06/2021 10:00Local time: 

Estimated date of dispatch of invitations to tender or to participate to selected 
candidates

Languages in which tenders or requests to participate may be submitted
German

Minimum time frame during which the tenderer must maintain the tender
Tender must be valid until: 06/08/2021

Conditions for opening of tenders
Date: 23/06/2021 10:00Local time: 
Information about authorised persons and opening procedure: Die Teilnahme an der Öffnung 
der Angebote ist Bietern und ihren Bevollmächtigen nicht gestattet.

Section VI: Complementary information

Information about recurrence
This is a recurrent procurement: no

Information about electronic workflows
Electronic ordering will be used
Electronic invoicing will be accepted

Additional information
1) Die Vergabe erfolgt als Offenes Verfahren. Im Rahmen dieser Bekanntmachung wird zur 
Abgabe eines Angebotes aufgefordert.
2) Die Vergabeunterlagen stehen uneingeschränkt und kostenfrei zur Verfügung. Die 
Kommunikation zwischen Bietern und der Vergabestelle erfolgt grundsätzlich über die e-
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VI.4.3.

VI.4.1.

VI.4.

Vergabe-Plattform des Bundes. Informationen über die e-Vergabe und die technischen 
Voraussetzungen für deren Nutzung erhalten Sie unter . www.evergabe-online.info
Telefonischen Support zur e-Vergabe-Plattform leistet die Hotline des BMI, die telefonisch 
unter der Rufnummer +49(0)228-99610-1234 zu erreichen ist.
3) Der Auftraggeber geht davon aus, dass alle für die Abgabe des Angebotes notwendigen 
Informationen in der Bekanntmachung und in den Vergabeunterlagen veröffentlicht wurden. 
Sollten dennoch Unklarheiten zur Abgabe des Angebotes bestehen, sind Fragen der Bieter 
schriftlich und in deutscher Sprache über die e-Vergabe-Plattform (als registrierter Nutzer der 
e-Vergabe) rechtzeitig zu stellen. Die Fragen der Bieter werden gesammelt, sortiert und in 
angemessener Frist beantwortet. Sofern Fragen nicht bieterspezifische Sachverhalte 
betreffen, werden die Fragen und Antworten in anonymisierter Form allen Bietern über die e-
Vergabe-Plattform zur Verfügung gestellt. Die Bieter, die von der Möglichkeit der freiwilligen 
Registrierung auf der e-Vergabe-Plattform keinen Gebrauch machen, müssen sich 
selbstständig informieren, ob Bieterfragen beantwortet oder Vergabeunterlagen geändert 
wurden.
4) Sollte sich aus den Bieterfragen und deren Beantwortung für das Vergabeverfahren ein 
zusätzlicher Informationsbedarf ergeben, erfolgt eine entsprechende Bekanntmachung im 
Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Union. Interessenten haben sich daher bis zum 
Ablauf der Angebotsfrist über weitere Bekanntmachungen zu diesem Verfahren stets zu 
informieren.
5) Im Fall von inhaltlichen Widersprüchen zur Auftragsbekanntmachung desselben Auftrags in 
anderen Bekanntmachungsmedien gelten einzig die Erklärungen der Unionsweit über das 
Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten Bekanntmachung.
6) Die Verwendung der vom Auftraggeber vorgegebenen Formblätter der Eigenerklärungen ist 
zwingend. Änderungen an diesen Formblättern sind - soweit nicht durch den Auftraggeber 
zugelassen - unzulässig und können zum Ausschluss des Angebotes führen.
7) Im Übrigen gelten die Anforderungen in den Vergabeunterlagen.
Bei der Erarbeitung und Übersendung des Angebotes ist zudem Folgendes zu beachten:
a) Die Bieter haben unter Beachtung des genannten Schlusstermins das Angebot elektronisch 
über die e-Vergabe-Plattform einzureichen,
b) Abgeforderte Nachweise und Urkunden können dem Angebot als Datei beigefügt werden. 
Der Auftraggeber kann bei Zweifeln und Bedenken die Vorlage von Originalen oder weiteren 
Unterlagen verlangen,
c) Die geforderten Eignungsnachweise beruhen im Wesentlichen auf Eigenerklärungen der 
Bieter. Der Auftraggeber weist daher darauf hin, dass insbesondere im Zusammenhang mit 
Fragen der Zuverlässigkeit ergänzende Nachweise und Erklärungen vom Bieter oder externen 
Stellen (Korruptionsregister, Gewerbezentralregister etc.) verlangt oder eingeholt werden 
können.

Procedures for review

Review body
Official name: Bundeskartellamt – Vergabekammer des Bundes
Postal address: Villemombler Str. 76
Town: Bonn
Postal code: 53123
Country: Germany
Telephone: +49 228-94990
Fax: +49 228-9499163

Review procedure

http://www.evergabe-online.info
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VI.5.

Precise information on deadline(s) for review procedures: 
Die Vergabestelle weist ausdrücklich auf die Rügeobliegenheiten der Unternehmen/Bewerber
/Bieter sowie auf die Präklusionsregelungen gemäß § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 bis Nr. 4 GWB 
(siehe z.B.: ) hinsichtlich der Behauptung https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__160.html
von Verstößen gegen die Bestimmungen über das Vergabeverfahren hin.
§ 160 GWB lautet:
(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein;
(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder 
der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Absatz 6 durch 
Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem 
Unternehmen durch die behauptete Verletzung der der Vergabevorschriften ein Schaden 
entstanden ist oder zu entstehen droht;
(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit:
1) der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor 
Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht 
innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 
2 bleibt unberührt,
2) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
3) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber 
dem Auftraggeber gerügt werden,
4) mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 
Absatz 1 Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.
Die Vergabestelle wird gemäß § 134 GWB (siehe z. B.: https://www.gesetze-im-internet.de

)die Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, hiervon vor /gwb/__134.html
Zuschlagserteilung nach Maßgabe des § 134 Abs. 1 GWB informieren. Bei schriftlicher 
Information darf der Vertrag erst 15 Kalendertage, bei Information auf elektronischem Weg 
oder per Fax erst 10 Kalendertage nach Absendung der Information geschlossen werden (§ 
134 Abs. 2 S. 1 und S. 2 GWB). Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information 
durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bewerber 
kommt es nicht an (§ 134 Abs. 2 S. 3 GWB).

Date of dispatch of this notice
19/05/2021

https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__160.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__134.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__134.html

